
BeA - Anforderungen der Justiz an die Benennung von über-

sandten Dateien 
 

Die neue beA-Version 3.4 sieht beim Hochladen von Anhängen eine automatische Prüfung 

der Benennung der Dateianhänge im Hinblick auf die Anforderungen der Justiz vor. 

Grundlage dafür sind erweiterte Anforderungen, welche die Justiz für den elektronischen 

Rechtsverkehr veröffentlicht hat. Sie fordert von sog. Drittanwendungen, zu denen auch das 

beA gehört, dass Dateinamen nur bestimmte Zeichen enthalten dürfen. Die 

Bundesrechtsanwaltskammer hat zwar versucht, den Katalog der Zeichen so groß wie 

möglich zu halten, um die Anwenderinnen und Anwender so wenig wie möglich 

einzuschränken; diese Bemühungen waren indes nur zum Teil erfolgreich.  

 

Die Länge von Dateinamen darf grundsätzlich maximal 84 Zeichen einschließlich der 

Dateiendungen betragen. Für Signaturdateien ist die Länge auf 90 Zeichen einschließlich der 

Dateiendungen beschränkt. In Dateinamen dürfen grundsätzlich alle Buchstaben des 

deutschen Alphabets inklusive der Umlaute Ä, ä, Ö, ö, Ü, ü sowie ß und alle Ziffern sowie die 

Zeichen „Unterstrich“ und „Minus“ genutzt werden. Wichtig: Leerzeichen sind nicht erlaubt. 

Es bietet sich an, Unterstriche anstelle von Leerzeichen zu nutzen. Punkte sind nur als 

Trennzeichen zwischen dem Dateinamen und der Dateinamensendung zulässig. Nur bei 

konkatenierten Dateinamensendungen, z. B. bei abgesetzten Signaturdateien, dürfen Punkte 

auch im Dateinamen genutzt werden (z. B. Dokument1.pdf.pkcs7). 

 

Welche Zeichen in Dateinamen verwendet werden dürfen, können Sie unter folgendem Link 

nachlesen: 

 

https://egvp.justiz.de/Drittprodukte/EGVP_Infrastruktur_Anforderungen_Teilnahme_von_Dri

ttanwendungen.pdf 

 

Sofern bei Ihnen eine Fehlermeldung erscheint, sollten Sie betroffene Dateien entsprechend 

den Regeln für Dateinamen überprüfen und gegebenenfalls umbenennen. 

 

In der Vergangenheit hat die Verwendung von Zeichen in Dateinamen zum Teil dazu geführt, 

dass die Nachrichten von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten von den Systemen der 

Justiz ausgefiltert und nicht weiterverarbeitet wurden. Im schlechtesten Fall hat der 

Rechtsanwalt hiervon nicht einmal etwas erfahren. Die Bundesrechtsanwaltskammer hat 

daher entschieden, zum Schutz der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in die neue beA-

Version die Prüfung einzubauen, ob ein Anhangsname verwendet wird, der den 

Anforderungen der Justiz entspricht. Sollte dies nicht der Fall sein, erhalten Sie die 

Warnmitteilung und können den Dateinamen entsprechend ändern. Dass dies unbequem ist, 

ist uns selbstverständlich bewusst. Gleichwohl halten wir es für die bessere Lösung, die 

Kolleginnen und Kollegen zu warnen, dass möglicherweise Probleme bei der 

Weiterverarbeitung der Nachricht durch die Justiz und den dort eingesetzten 

Fachanwendungen entstehen könnten. 

 

Da es sich um eine Anforderung im EGVP-Verbund handelt, die sich an alle Partner richtet, 

kann die Anwaltschaft leider nicht einseitig davon abweichen. Insofern bitten wir um 

Verständnis, dass wir uns zwar weiterhin mit Nachdruck dafür einsetzen werden, dass die 

verwendbaren Zeichen erweitert werden, aber einseitig keine Änderungen vornehmen können. 
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